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Editorial 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

Die Ereignisse der letzten Tage und Wochen haben uns alle sehr betroffen 
gemacht. 77 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges gibt es Krieg in 
Osteuropa! Millionen Menschen können sich noch an die unmittelbaren Kriegs-
ereignisse erinnern. Ich habe als zehn/elf-jähriger Junge die Vorgänge 1945 auch 
erlebt. Ich bin durch die brennenden Straßenzüge meiner Heimatstadt gelaufen! 
Meine Mutter und ich hatten alles verloren. Seit dieser Zeit ist die Losung „Nie 
wieder Krieg!“ eine Leitschnur für mein Leben gewesen. Die UNO, als friedens-
stiftende Organisation der Völker und Staaten entstanden, die EU als Basis einer 
Friedensordnung in Europa - beide nach Stabilität strebende Vereinigungen haben 
diese Katastrophe nicht verhindern können. Ein Krieg in Europa, noch dazu mit der 
als Abschreckung gedachten Androhung eines Nuklearkrieges, ist nicht 
hinnehmbar. Die Auswirkungen des russischen Krieges gegen die Ukraine werden 
wir europa-, ja weltweit lange Zeit spüren. Es bleibt nur eines: Bei allen 
existierenden unterschiedlichen Interessen der großen Weltsysteme müssen wir 
uns dafür einsetzen, dass sich in den internationalen Beziehungen wieder 
Vernunft, Diplomatie und Gewaltfreiheit durchsetzen. Die Situation wird uns im 
Landesverband und dem „Bildungsring Europa“ noch lange beschäftigen. Wir 
haben uns zu positioniere: Für den Frieden in Europa und auf der ganzen Welt! 
Nehmen Sie dazu die Berichte vom Bundesausschuss der EUD und der JEF sowie 
von unseren Vorstandsberatungen zur Kenntnis. 

Auch andere politische Entwicklungen bedürfen weiter unsere Mitwirkung. Die 
Konferenz zur Zukunft Europas hat mit der Plenarversammlung Fortschritte zur 
Zusammenfassung und Konkretisierung der vielen Vorschläge aus allen Mit-
gliedsländern der EU gemacht. Unser Bundesverband hat das Streben nach Ab-
schaffung des Einstimmigkeitsprinzips im Europäischen Rat Ende Februar noch 
einmal nachdrücklich zum Ausdruck gebracht. Wir sind optimistisch, dass in diese 
Frage neue Bewegung kommen wird. 

Für unseren „Bildungsring Europa“ gibt es in den Monaten März/April hoffnungs-
volle Ansätze für die Wiederaufnahme der Veranstaltungen. Wir konnten  unsere 
bewährten Reihen fortsetzen und hoffen auf eine weitere kontinuierliche Arbeit.  

Wir informieren auch in dieser Ausgabe der „Informationen des Bildungsringes“ 

über Online-Veranstaltungen aus dem Bereich der politischen Bildung. Dadurch 

wird das Bildungsangebot unserer Einrichtung auf interessante Weise ergänzt. 

 Prof. Dr. Joachim Gasiecki, Ehrenvorsitzender des Landesverbandes der EU-MV 
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                                                                                 Teil I 

Informationen aus dem Bildungsring „Europa“ 

_________________________________________________________________ 

 

Große Mehrheit der Deutschen hält die EU-Mitgliedschaft für 
richtig! 

 

Fast drei von vier Bundesbürgern sind einer Umfrage zufolge der Ansicht, dass 
Deutschland von der Mitgliedschaft in der Europäischen Union profitiert hat. 
Diese Haltung äußerten 73 Prozent der Befragten, wie aus einer am Dienstag 
veröffentlichten Eurobarometer-Umfrage des EU-Parlaments hervorgeht. 
Damit liegt der Wert zwar einen Punkt über dem EU-Durchschnitt, doch fünf 
Punkte hinter dem Ergebnis ein Jahr zuvor. Die aktuelle Umfrage erfolgte im 
November und Dezember 2021. Fast jeder zweite Deutsche (48 Prozent) ist 
demnach der Meinung, dass das EU-Parlament Maßnahmen gegen den 
Klimawandel Priorität einräumen sollte. Für Deutsche ist es somit das 
wichtigste Thema. Es folgen Demokratie und Rechtsstaatlichkeit (37) sowie die 
Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung (33). EU-weit steht das 
Thema Öffentliches Gesundheits-wesen an der Spitze (42), gefolgt von der 
Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung (40) sowie Maßnahmen 
gegen den Klimawandel (39). Für die Umfrage wurden im Auftrag des EU-
Parlaments vom 1. November bis zum 2. Dezember vergangenen Jahres 26.510 
Interviews in allen 27 EU-Staaten geführt. In Deutschland waren es den 
Angaben zufolge vom 2. November bis zum 2. Dezember 1516 Interviews. 

Reform des Europawahlrechtes noch rechtzeitig auf den Weg bringen! 

Die Vertreter der vier größten Fraktionen im Europaparlament (EVP, S&D, 
Renew, Grüne/EFA) haben sich bereits auf Eckpunkte für eine Reform der 
Europawahlen geeinigt. Bürgerinnen und Bürger sollen bei der kommenden 
Europawahl 2024 eine zweite Stimme für einen EU-weiten Wahlkreis 
bekommen, in dem europäische Parteien und Spitzen-kandidat*innen direkt 
wählbar sind. Auf europaweiten Listen sollen Kandidat*innen aus wenigstens 
14 Ländern antreten. 28 neue Sitze sollen so besetzt werden - zusätzlich zu den 
bestehenden 705, die weiterhin über nationale oder regionale Wahlkreise 
gewählt werden. Spitzenkandidat*innen der EU-Parteien für die wichtigsten 
EU-Ämter stehen so europaweit auf Wahlzetteln, müssen EU-weit Rede und 
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Antwort stehen. Im Gegenzug bestanden vor allem die Christdemokraten auf 
einer Prozenthürde (de facto nur für Deutschland) von 3,5 Prozent mit 
Ausnahmen für Parteien, die unter gleichem Namen in wenigstens sieben 
Ländern antreten, z.B. Volt oder die Piraten. Geschlechtergerechtigkeit mittels 
Quote oder Reißverschlussverfahren soll Vorschrift werden. Das Wahlalter wird 
auf 16 gesenkt, wenn die Mitgliedstaaten es nicht anders regeln. 

Diese Einigung würde die kommende Wahl 2024 zu einer echten Europäischen 
Wahl machen. Erstmals träten Politiker*innen tatsächlich europaweit zur Wahl 
an und müssten ihre Programme den Wähler*innen von Lissabon bis Warschau 
erklären: Einheitliche europäische Wahlprogramme statt widersprüchlicher 
Wahlversprechen von Mitgliedern der gleichen Parteienfamilie. Ein 
europaweites Votum für die Besetzung der europäischen Top-Jobs wird sich 
auch nicht mehr im Hinterzimmer umdrehen lassen. Wer 
Kommissionspräsident*in wird, muss so endlich von den Bürgerinnen und 
Bürgern entschieden werden. Europas Wähler*innen haben verdient, dass 
dieser europäische Durchbruch beim Wahlrecht schon zur nächsten 
Europawahl 2024 in Kraft tritt. Die 3,5-Prozent-Hürde ist der schmerzhafte Teil 
eines Kompromisspakets. Sie darf nur dann kommen, wenn diese Einigung auf 
transnationale Listen auch Realität wird. 

Wie es jetzt weitergeht: 

Der Kompromiss wird jetzt in Rechtstext ausformuliert und zunächst im 
Verfassungsausschuss und dann im Plenum des Europäischen Parlaments 
abgestimmt. Eine Mehrheit ist durch die Einigung wahrscheinlich, aber wegen 
Abweichlern nicht sicher. Der Rat der Mitgliedstaaten kann den 
Initiativvorschlag des Parlaments verändern. Dies wird voraussichtlich in 
informellen Verhandlungen vorbereitet. Das Parlament kann dem Text des 
Rates dann zustimmen oder ablehnen. Alle Mitgliedstaaten müssen dem 
Wahlrecht zustimmen und es in nationales Recht umsetzen. Die Venedig-
Kommission des Europarates empfiehlt das Wahlrecht nur bis ein Jahr vor der 
Wahl, also bis Mai 2023 zu ändern. Ein Inkrafttreten des neuen Wahlrechts bis 
zur Europawahl 2024 ist möglich, aber braucht jetzt die aktive Mitwirkung der 
Mitgliedstaaten. 
(Ralf-Peter Hässelbarth)  
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   Europas Rolle in der Welt - Russland-Ukraine-Konflikt  

Einschätzung und Diskussion mit Frank Müller-Rosentritt, MdB, Mitglied im 
Auswärtigen Ausschuss des Bundestages 

Moderation: Dr. Claudia Conen (Landesvorsitzende EUD Thüringen) und 
Thomas Kopsch (Sprecher AG EWP) 

Donnerstag, 3. März 2022 

Ein Online -Meeting – Berichterstatter: Joachim Gasiecki 

Die Moderatorin verwies in ihren Eingangsbemerkungen, dass man bei der 

raschen Entwicklung der Vorgänge um die Ukraine nicht mehr nur von einem 

einfachen Konflikt ausgehen könne, sondern dass man von „Putins Krieg mitten 

in Europa“ sprechen müsse. 

Der Bundestagsabgeordnete Müller-Rosentritt ging in seinem Statement von 

einer detaillierten Beschreibung der Situation aus, die z. Z. mehr von Eskalation 

als von Deeskalation gezeichnet sei. Die Sanktionen gegen Russland werden 

außerordentliche Auswirkungen sowohl auf die Entwicklung in Russland selbst 

als aber auch auf die Staaten haben, die die Sanktionen tragen. Bemerkenswert 

sei, dass die beschlossenen Sanktionen weltweit unterstützt werden. Eine 

solche übereinstimmende Aktion hat es bisher weder in der EU noch in der 

ganzen Welt gegeben. Die ungeahnte Einigkeit gerade unter den EU-Ländern ist 

ein Ergebnis der durch Putin herbeigeführten politischen „Zeitenwende“. Das 

Europäische Parlament hat sich deutlich positioniert. 

Natürlich treffen uns auch Auswirkungen der Sanktionen, wie in der Diskussion 

hervorgehoben wurde. Die Energiereserven in der Bundesrepublik reichen für 

etwa 90 Tage, bis dahin müssten Wege gefunden werden, um entstehende 

Energielücken ohne Importe aus Russland schließen zu können.  

Sicher sind besonders die starken Erhöhungen des deutschen 

Verteidigungsetats Diskussionsgegenstand in der Öffentlichkeit. Man müsse 

aber bedenken, dass an den Schutz der Ostflanke des Westens gedacht werden 

müsse. 

Begrüßt wurde der während des Online-Meetings bekanntgewordene 

Nachricht, dass es eine Einigung über die Schaffung „humanitärer Korridore“ 

für die Zivilbevölkerung in der Ukraine gegeben habe.  
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Wir werden alle die gefährliche und unmenschliche Kriegssituation im Herzen 

Europas mit großer Besorgnis und, aber auch mit eigener Position vertreten! 

 

„Wir sind nicht alle!“ 

Johannes Plagemann ist Research Fellow am GIGA Institut für Asienstudien in 
Hamburg. Dem Eindruck, die ganze Welt würde sich derzeit von Russland 
abwenden, setzt er entgegen: Im globalen Süden wollen sich viele Staaten und 
ihre Gesellschaften nicht so einfach entscheiden. 

Am 2. März hat eine überwältigende Mehrheit von 141 Staaten in der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen Russland für den Angriff auf die 
Ukraine verurteilt. Ob auf Twitter, in den Nachrichtensendungen oder auf den 
Straßen bei den Antikriegsdemos: Im Westen herrscht eine Einigkeit im 
Umgang mit Russland, die die tiefen Gräben der jüngeren Vergangenheit – von 
Trump zu Brexit – vergessen macht. In Warschau und Washington, in Tokio und 
Canberra gilt: Russlands Einmarsch in der Ukraine ist ein Epochenbruch und 
verlangt nach einer grundlegenden Neuorientierung der internationalen 
Sicherheitspolitik. Die vorgebliche Einigkeit in den Vereinten Nationen 
verdeckt, dass die große Mehrzahl der Staaten im globalen Süden eine ganz 
andere Wahrnehmung des Konflikts hat. Kleine und mittelgroße Staaten in 
Asien, Afrika und Lateinamerika teilen zwar ein grundsätzliches Unbehagen 
gegenüber dem Ein-marsch Russlands als Beispiel eines mächtigen Staates, der 
über die Interessen seines kleineren Nachbarn hinweggeht. Viel stärker wiegt 
aber die Ablehnung, sich in einen als europäisches Problem wahrgenommenen 
Konflikt hereinziehen zu lassen. Die westliche Darstellung des Krieges als 
globale Herausforderung überzeugt nicht, denn im Ringen zwischen den 
Großmächten der Welt haben kleinere und mittlere Staaten im globalen Süden 
wenig zu gewinnen und viel zu verlieren. Zumal viele Staaten im globalen 
Süden konkrete Interessen an gedeihlichen Beziehungen zu Russland haben. 

Indien und Vietnam, zum Beispiel, beziehen einen Großteil ihrer Rüstungsgüter 
aus Russland. Solcherart umfassende Rüstungskooperationen sind Ergebnis 
jahrzehntelanger Partnerschaften. Sie lassen sich nicht leichtfertig ersetzen. 
Einmal eingerichtete Waffensysteme benötigen Ersatzteile und Unterhalt, die 
ebenfalls von Russland bezogen werden. Wie viele andere Länder des globalen 
Südens importiert Indien auch einen Großteil der für die Landwirtschaft 
unverzichtbaren Düngemittel aus Russland (und der Ukraine). Weizen aus 
beiden Staaten ist Grundnahrungsmittel in Nahost und Nordafrika. Russisches 
Gas macht rund ein Drittel des türkischen Verbrauchs aus. 80 Prozent der 

https://www.zeit.de/politik/ausland/2022-03/un-vollversammlung-verurteilt-russischen-einmarsch-mit-grosser-mehrheit
https://www.zeit.de/politik/ausland/2022-03/un-vollversammlung-verurteilt-russischen-einmarsch-mit-grosser-mehrheit
https://www.zeit.de/politik/ausland/2022-03/indien-russland-ukraine-krieg-aussenpolitik-strategie-china
https://www.zeit.de/politik/ausland/2022-03/indien-russland-ukraine-krieg-aussenpolitik-strategie-china
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türkischen Weizenimporte kommen aus Russland. Im energiehungrigen 
Bangladesch baut Russland gemeinsam mit Indien ein Atomkraftwerk, das der 
Westen nicht finanzieren wollte. 

Und schließlich findet der Krieg in der Ukraine in den Öffentlichkeiten vieler 
Staaten schlicht nicht statt. Auch wenn der Krieg die Titelseiten praktisch aller 
Leitmedien in Europa und Nordamerika besetzt, ist er für die Gesellschaften in 
Südostasien, Südasien oder Lateinamerika ein fernes Ereignis mit primär 
ökonomischen Folgen – etwa für den Preis von Grundnahrungsmitteln. Darüber 
hinaus taugt Wladimir Putins Angriff kaum zur moralischen Entrüstung. Und 
wer mag es den Menschen verübeln? Schließlich sterben auch weiterhin in 
Syrien, Jemen, Äthiopien, Myanmar und Mosambik unschuldige Menschen 
durch organisierte Waffengewalt. Dass mit der Ukraine nun ein europäisches 
Land betroffen ist, dass sich die europäische Sicherheitsarchitektur als instabil 
erwiesen hat, macht noch keinen Epochenbruch. Wer eigene Konflikte, 
Naturkatastrophen und geopolitische Rivalitäten vor der Haustür hat, 
interessiert sich nicht für unsere Weltkriegstraumata.  

In den jungen Gesellschaften des globalen Südens erzeugt die Wiederbelebung 
historischer Konflikte, die vor allem für den Westen identitätsstiftend sind, 
keine Resonanz. 

Am wenigsten wollen die Staaten und ihre Gesellschaften im globalen Süden 
sich entscheiden müssen. Viele Entwicklungsländer haben den Aufstieg Chinas 
nicht deswegen begrüßt, weil China ein so vorbildlicher Partner wäre. Das ist es 
nicht. Aber China bietet eine Alternative zu Investitionen und Entwicklungshilfe 
aus dem Westen. Das Gleiche gilt für Russland. Die große Mehrzahl der Staaten 
im globalen Süden will wählen können, mit wem sie wo kooperieren. Das heißt: 
chinesische Häfen, deutsche Turbinen – und russische Waffen. Nur so erhalten 
sie sich ihre Autonomie gegenüber den Großmächten der Welt. 

Sanktionen sind aber genau das: die Aufforderung, sich für eine Seite zu 
entscheiden. Es überrascht daher nicht, dass nur eine Minderheit der 141 
Staaten, die Russland in den Vereinten Nationen verurteilt haben, sich auch 
den Sanktionen angeschlossen hat. Getragen werden diese von den Staaten 
Europas, den angelsächsischen Demokratien sowie deren ostasiatischen 
Verbündeten Südkorea und Japan (plus dem Kleinstaat Singapur). Man muss es 
sich an der schlichten Zahl klarmachen: Von den zehn bevölkerungsreichsten 
Staaten der Erde beteiligen sich lediglich die USA an den Sanktionen. Das 
Abstimmungs-verhalten in den Vereinten Nationen taugt nur sehr bedingt als 
Gradmesser für die Wahrnehmung internationaler Politik. Wir sind nicht alle.   
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Pandemie aktuell 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie 28. 02. 2022: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 435 000 000, europaweit 157 000 000, Bundesrepublik 14 750 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 6 000 000, europaweit 1 700 000, Bundesrepublik 123 000 

__________________________________________________ 

Pandemie aktuell 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie 31. 03. 2022: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 486 600 000, europaweit 179 390 000, Bundesrepublik 20 970 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 6 168 000, europaweit 1 777 000, Bundesrepublik 130 000 

________________________________________________________ 

„Die Einschränkungen, die auch nach dem Ende der akuten Bedrohung möglich 
bleiben sollen, heißen im schönsten Corona-Neusprech ‚niedrigschwellige Basis-
schutzmaßnahmen‘. Die Begriffe … verhöhnen die Bürger, denn sie reden die 
erheblichen Auswirkungen dieser Grundrechtseingriffe klein. Schulkinder, die … 
acht Stunden lang Atemschutzmasken tragen und ihre Gesundheit durch 
ständige Tests beweisen müssen, werden nicht ‚niederschwellig‘ in ihrer 
Persönlichkeitsentwicklung gestört, sondern tiefgreifend. Der Zwang, beim 
Betreten eines Restaurants die medizinische Maske umzuschnallen und Impf-
nachweis und Personalausweis zu zücken, bleibt ein schwerwiegender Eingriff in 
die bürgerliche Freiheit. … Nur Deutschland verkrampft beim Gedanken an die 
Rückkehr zur Freiheit. … Grundrechtseinschränkungen auf Verdacht, auch auf 
Vorrat, darf es deshalb nicht geben.“  (WELT, online, 18. 02. 2022)  

Auch seriöse Zeitungen verfallen offensichtlich ohne 
Verantwortungsgefühl der Utopie einer schrankenlosen Freiheit!Eine 

„Optimismusverzerrung“ – sagt der Soziologe und Führungsberater Georg 
Vielmetter! 
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Die Pandemie fordert uns heraus: 

„Resilienz – die Kunst der Widerstandskraft“ 

„Wie ist Ihr Umgang mit den Herausforderungen des Lebens? Wie reagieren Sie 

auf Niederlagen, Misserfolgen und Rückschlägen? Gelingt es Ihnen, sich trotz 

schwieriger Lebenssituationen in positive Stimmung zu bringen? Wie gehen Sie 

mit Dingen um, die Sie nicht verändern können? Und was macht das Leben 

überhaupt für Sie aus? Was ist Ihnen wichtig im Leben? 

Sie werden viel über Ihre eigene Lebensphilosophie, über Ihr Glaubenssystem 

erfahren, wenn Sie darüber sinnieren. Ihre Grundhaltungen und Einstellungen 

beeinflussen Ihre Lebensweise und Ihren Umgang mit sich selbst, die 

Interaktion mit anderen Menschen und die Bewältigung von Widrigkeiten. Erst 

dann, wenn Sie Ihre Lebensphilosophie und Ihre Herangehensweisen an 

stressvolle Lebens-situationen identifiziert haben und diese für sich erklärbar 

machen, können Sie sie umgestalten. Darum geht es in der Entwicklung von 

Resilienz, worunter in der Psychologie die Fähigkeit verstanden wird, die 

psychische Stabilität mit Hilfe des eigenen seelischen Immunsystems trotz 

belastender Lebensereignisse beizu-behalten oder nach kurzer Zeit 

wiederzuerlangen. Es geht darum, die Freiheit zu entwickeln, durch 

Selbsterkenntnis sein Leben selbstwirksam mitzugestalten und Schöpfer seines 

eigenen Lebens zu werden. … ‚Frage nicht, was das Leben Dir gibt, sondern, 

was es von Dir erwartet.‘ … 

Die psychologische Resilienzforschung beschäftigt sich seit gut einem halben 

Jahrhundert mit der Frage, wie Menschen ein gutes Leben führen und über die 

Lebensspanne hinweg seelisch gesund bleiben können. Sie versucht zu ergrün-

den, welche geheimnisvolle Kraft es manchen Menschen erlaubt, den alltäg-

lichen Attacken, Forderungen oder gar traumatisierenden Situationen mit 

Stärke zu begegnen, ihnen zu widerstehen und sein Leben trotz solcher 

Ereignisse intakt zu halten oder sogar gestärkt daraus hervorzugehen.“ 

(Auszug aus Kap. 1 eines Buches von Donya Gilan/Isabella Heimreich mit Omar Hald. – 2021) 

 

 

 

                                                                    

 



 
11 

 

 

 

Ein Online-Meeting der politischen Bildung 

Berichterstatter: Joachim Gasiecki 

In dieser Online-Diskussion wandten sich die in der obigen Ankündigung 
genannten Experten einem Thema zu, das in den letzten beiden Jahren in der 
Öffentlichkeit oft angesprochen wurde: Wie funktioniert der Zusammenhalt in 
der Europäischen Union in Krisenzeiten? Zusammengefasst vertraten die 
Sprecher im Wesentlichen folgende Positionen: 

Zu Beginn der Pandemie spielten die Nationalstaaten im Allgemeinen die 
Hauptrolle bei der Entwicklung von Maßnahmen gegen die Corona-Infektion. 
Hinsichtlich der notwendigen Entwicklung eines übergreifenden 
Krisenmanagements wagte sich die EU in Neuland vor und musste selbst 
Lernprozesse durchlaufen. Der anfängliche „Ego-Trip“ der Nationalstaaten, der 
durch unterschiedliche Pandemielagen begünstigt wurde, konnte weitgehend 
durch die allgemeine Erkenntnis überwunden werden, dass man Solidarität 
untereinander brauchte. Die EU reagierte besonders positiv mit ihrem 
umfangreichen „Wiederaufbauplan“ und mit eigenen Schritten und Hilfen bei 
der Impfstoffbeschaffung. Gerade bei den Impfstoffen bewiesen die „Großen“ 
der EU gegen-über den „Kleinen“ Solidarität. Sicher ist aber auch – mit Blick auf 
die Vertragslage –, dass die EU nur bestimmte Optionen anbieten kann, da die 
Entscheidung über die Nutzung solcher Optionen bei den Nationalstaaten liegt. 
Insgesamt durchlaufen alle Beteiligten bis heute Lernprozesse beim Umgang 
mit dem Virus. Eine Lehre besteht darin, dass man generell die Kommunikation 
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mit der Bevölkerung verbessern muss, das gilt sowohl innerhalb der 
Nationalstaaten als auch in der EU insgesamt. Das betrifft in hohem Maße den 
Gesundheitsbereich bei der Zusammenarbeit der Mitgliedsländer. Wir 
brauchen nicht nur „überall ein bisschen Europa“, sondern ein starkes Europa 
an den richtigen Stellen.  

Diskutiert wurde u. a. die Frage, ob man die Patente für Impfstoffe temporär 
aufheben sollte. Mehrheitlich wurde das abgelehnt, weil sowohl für die 
ständige Weiterentwicklung neuer Impfstoffe und Medikamente als auch für 
deren Produktion grundlegende spezifische technische Voraussetzungen 
notwendig benötigt werden, die längst nicht überall gegeben sind.  

Ein weiterer Diskussionsbereich war die Frage der Impfpflicht. Der Vorteil der 
Impfung vieler oder gar aller Menschen liegt auf der Hand, wird aber von vielen 
Bürgern mit Skepsis betrachtet. Die binnenstaatliche Wahrnehmung zu diesem 
Problem ist konträr, in der zwischenstaatlichen Diskussion in der EU und 
darüber hinaus ist eher eine untergeordnete Frage. Schwierig wird bei einer 
Einführung der Impfpflicht die Kontrolle ihrer tatsächlichen Umsetzung. Viel 
wichtiger ist die Kommunikation mit den Bürgern, die eventuelle Einführung 
einer Beratungs-pflicht durch die Ärzte und anderes medizinisches Personal – 
obwohl auch das schwierig sein wird.  

Alles in allem:  Die Erfahrung der letzten beiden Jahre hat gezeigt, dass Krisen-
situationen die Solidarität untereinander in der EU stärken können. Diese 
Solida-rität und das wachsende Bewusstsein, dass man aufeinander 
angewiesen ist, vertiefen das Gemeinschaftsgefühl. 
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Europäischer Rechtsstaatsmechanismus bleibt in Kraft – jetzt ist die 

Europäische Kommission gefordert! 

Am 16.Februar 2022 hat der Europäische Gerichtshof die Klagen von Ungarn 
und Polen gegen einen Mechanismus abgewiesen, der die Auszahlung von EU-
Geldern an die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien knüpft. Die beiden 
Mitgliedstaaten wollten mit ihren Klagen vom März 2021 bewirken, dass die 
Verordnung zur Schaffung des Mechanismus für nichtig erklärt wird. Sie 
behaupteten, das Instrument sei illegal und schaffe keine ausreichende 
Rechtssicherheit für die Mitgliedstaaten. Diese Argumente wurden von den 
Richter*innen in Luxemburg für nichtig erklärt. 

Die Argumente der Kläger*innen aus Polen und Ungarn 

Ungarn und Polen brachten zwei Hauptargumente in ihrer Klage vor:  

1) Das Instrument ist illegal: EU-Recht sähe nur eine einzige Möglichkeit vor, 
um Rechtsstaatsdefizite zu bemängeln, und zwar im Rahmen des Art. 7 
Verfahrens (das eine einstimmige Entscheidung der MS benötigt und daher seit 
Jahren im Rat festgefahren ist). Alle anderen Maßnahmen, bei denen es um 
Rechtsstaatlichkeit ginge, so wie die Anfang 2021 verabschiedete 
Rechtsstaatskonditionalität, seien daher per se illegal. Alle drei EU-Institutionen 
sowie die 10 Mitgliedstaaten, inklusive Deutschland, die im Verfahren auf 
Seiten der Verteidigung involviert waren, weisen dieses Argument zurück. 

 2) Das Instrument bietet keine ausreichende Rechtssicherheit für 
Mitgliedstaaten: Der Text der Verordnung präzisiere nicht ausreichend, welche 
Maßnahmen die Mitglied-staaten bei Rechtsstaatsverstößen zu befürchten 
hätten.  

Mit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs fällt auch die letzte Ausrede für 
die EU-Kommission, dem Abbau von Demokratie und Rechtsstaat in Polen und 
Ungarn weiter tatenlos zuzuschauen. Der Rechtsstaatsmechanismus ist 
deutlich: Wer sich nicht an die Regeln hält, darf auch keine EU-Gelder mehr 
bekommen. Die Kommissions-präsidentin Ursula von der Leyen muss nun 
unverzüglich handeln und die Verfahren gegen Polen und Ungarn auslösen. 
Zögert sie, würde das der Europäischen Demokratie weitere Schäden zufügen. 
Wir brauchen jetzt auch das klare Signal aus den Mitgliedstaaten: Autoritäre 
Tendenzen in der EU dürfen nicht geduldet werden!  
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Hier braucht es jetzt unmittelbare finanzielle Konsequenzen für jene 
Regierungen, die den Rechtsstaat missachten und Europas Werte mit Füßen 
treten. Die Europäische Union ist nur dann demokratisch, wenn der Rechtsstaat 
in allen Mitgliedstaaten funktioniert. 
(Ralf-Peter Hässelbarth) 

 

                                      
 

 

Zum Stand der Umsetzung des Rechtsstaatsmechanismus in der 
Europäischen Union 
ein Beitrag von Daniel Freund, MdEP 

Am 30. März hat EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
angekündigt, den sogenannten Rechtsstaatsmechanismus gegen Ungarn 
auszulösen. Erstmals könnten damit EU-Zahlungen an ein Mitgliedsland 
zurückgehalten werden, weil rechtsstaatliche Prinzipien verletzt werden. 
Welche Hürden gibt es für das Verfahren? Welche Gelder sind betroffen? Und 
was haben die Wahlen in Ungarn damit zu tun? 

Wie geht es weiter? 

Bisher liegt lediglich eine Ankündigung der Kommission vor, den 
Rechtsstaatsmechanismus gegen Ungarn auszulösen.  

Um das Sanktionsverfahren offiziell einzuleiten, muss die Kommission nun eine 
offizielle Notifizierung an die ungarische Regierung senden, in der sie die 
Entscheidung im Detail begründet. Das wird voraussichtlich nach dem nächsten 
Treffen der Kommission Ende April passieren. Danach wird es einen längeren 
Briefwechsel zwischen ungarischer Seite und Kommission geben.  
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Orban’s Regierung wird auf die Vorwürfe antworten dürfen. Sollte die Antwort 
die Bedenken der Kommission nicht ausräumen können, wird sie einen 
Vorschlag über die Höhe der Suspendierungen vorlegen. Auch hierzu darf die 
ungarische Regierung sich anschließend äußern. Den finalen Vorschlag muss 
die Kommission dann dem Rat, bestehend aus Vertreter*innen der 
Mitgliedstaaten, vorlegen. 

 Sollte sich unter den Mitgliedstaaten eine qualifizierte Mehrheit (15 
Mitgliedstaaten, die mindestens 65% der EU-Bevölkerung vertreten) für den 
Kommissionsvorschlag finden, dann werden die Zahlungen suspendiert. 

Wann ist mit Geldkürzungen zu rechnen? 

Jeder Schritt im Verfahren ist mit strikten Fristen verbunden. So wird 
beispielsweise der ungarischen Regierung im ersten Schritt mindestens ein 
Monat und maximal drei Monate Zeit gegeben, um auf die Vorwürfe zu 
antworten. Bis es zu Geldkürzungen kommt, werden daher wahrscheinlich 
noch sechs bis neun Monate vergehen. Sollte die Kommission die offizielle 
Notifizierung wie angekündigt in den nächsten Tagen abschicken, ist also mit 
der finalen Abstimmung im Rat frühestens Ende September zu rechnen. Mit 
großer Wahrscheinlichkeit wird die ungarische Regierung die Fristen jedoch 
vollständig ausreizen, um die Kürzungen möglichst lange hinauszuzögern. 
Daher wäre Januar 2023 für die Abstimmung im Rat ein realistischerer 
Zeitpunkt. Unmittelbar danach könnten die Gelder dann eingefroren werden 

Welche Gelder können gestrichen werden? 

Grundsätzlich kann die Kommission von Agrar- über Transportinfrastruktur- bis 
hin zu Erasmusgeldern alle Zahlungen an Ungarn suspendieren. Darunter fallen 
auch die rund 17 Milliarden schweren Corona Aufbaufonds für Ungarn. Laut 
Verordnung muss die Kommission anhand einer Reihe von Kriterien 
entscheiden, in welcher Höhe Suspendierungen im Einzelfall angemessen sind. 
Dabei spielen Art, Dauer, Schwere und Ausmaß der Verstöße gegen die 
Rechtsstaatlichkeit eine Rolle. Sollte der Rat zu einer anderen Einschätzung als 
die Kommission kommen, dürfen die Vertreter*innen der Mitgliedstaaten die 
Maßnahmen vor der Abstimmung noch einmal anpassen.  

Kann Orban jetzt die ganze EU blockieren? 

Wir müssen davon ausgehen, dass Viktor Orban jetzt alles versuchen wird, um 
Geldkürzungen zu verhindern oder zumindest hinauszuzögern. Hier kann für 
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ihn das Veto, das den Mitgliedstaaten in manchen Abstimmungen im Rat 
zusteht, sehr nützlich sein. Beispielsweise kann der Rat Entscheidungen zur 
Außen- und Sicherheitspolitik, sowie zu Budgetfragen nur einstimmig treffen.  

Dieser Veto-Trumpf lässt sich aber nicht beliebig einsetzen. Orban hat bereits 
deutlich gemacht, dass er in der Auseinandersetzung mit Brüssel auf die 
Zusammenarbeit mit der polnischen Regierung setzt.  

Die ist aber mit Orbans Linie gegenüber Moskau nicht einverstanden. Sollte 
Orban eine einheitliche Europäische Linie bei Energie-Sanktionen blockieren, 
könnte das den Spalt zwischen Warschau und Budapest vertiefen. Das könnte 
auch Bewegung in das laufende Artikel-7-Verfahren bringen. Hier hatten sich 
Polen und Ungarn im Rat bislang gegenseitig geschützt. Wenn Orban zu sehr 
isoliert ist, können ihm sie anderen Mitgliedstaaten das Stimmrecht entziehen 
und damit auch sein Veto.  

Was ist eigentlich mit Polen? 

Die polnische Regierung wird wohl trotz ihrer eklatanten Rechtsstaatsverstöße 
vorerst keinen Brief aus Brüssel bekommen. Zwar sieht die Verordnung vor, 
dass eine unabhängige Justiz Voraussetzung für die ordnungsgemäße 
Verwendung von EU Geldern ist. Allerdings kommt die EU - Kommission 
momentan zu der Einschätzung, dass die Kriterien für den 
Rechtstaatsmechanismus in Polen nicht erfüllt sind. 

Stimmt der Vorwurf, Ungarn habe falsch gewählt und nun drohen deshalb 
Mittelkürzungen? 

Nein. Das Rechtsstaatsverfahren richtet sich gegen den langfristigen Abbau des 
Rechtsstaats und die korrupten Strukturen, die die Orban-Regierung in den 
vergangenen zwölf Jahren geschaffen hat. Die Tatsache, dass der Mechanismus 
gerade jetzt nach der Wahl in Ungarn ausgelöst wird, hat Viktor Orban selbst 
geschaffen - auf dem Ratsgipfel im Dezember 2020. Damals hatte er 
gemeinsam mit der polnischen Regierung gedroht, aus Protest gegen den 
Rechtsstaatsmechanismus den ganzen EU-Haushalt zu blockieren. In einem 
Kompromiss - ausgehandelt von der deutschen Ratspräsidentschaft - wurde 
ihm dann zugesichert, dass der Mechanismus nicht mehr vor den 
Parlamentswahlen zum Einsatz kommt.  
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                             Union Europäischer Föderalisten 

Hauptforderungen mit Blick auf das Gesamtergebnis der Konferenz zur 
Zukunft Europas 

 

Abschaffung des Vetorechts und Übertragung direkter 
Befugnisse an das Europäische Parlament in den Bereichen 
Steuern und Außenpolitik 
 

Es kann keine echte europäische Demokratie ohne eine 
autonome EU-Steuermacht geben 

 

Unser föderales Europa: souverän und demokratisch 
 

 

Am 11.-13. 02. 2022 trat die Plenarversammlung zur Konferenz zur Zukunft 
Europas in Maastricht zusammen, um aus den vorliegenden Anregungen der 
Bürger aus allen Ländern der Europäischen Union die Kernfragen für das 
Ergebnis der Zukunftskonferenz als Empfehlungen auszuformulieren. In der 
Plenarversammlung sitzen Abgeordnete des Europaparlaments, der nationalen 
Parlamente, der Mitgliedstaaten, der europäischen Institutionen, der 
Stakeholder sowie der Bürgerinnen und Bürger.  

Als einer der Delegierten der Bundesrepublik Deutschland wird unser 
Stellvertretender Landesvorsitzende Niklas Nienaß, MdEP, vom 
Bündnis90/Die Grünen, die Positionen auch unseres Landesverbandes der 
EUD in der Plenarversammlung vertreten.  

 

„Man hat uns eine Stimme gegeben, man hat uns zugehört. Jetzt 
brauchen wir Lösungen, keine Ausreden. Lassen Sie uns gemeinsam 
dafür sorgen, dass künftige Generationen stolz auf uns sein werden 
und sich nicht schämen“, sagte die Delegierte Dorin Hell aus 
Deutschland. 

 

                                                                        

 

https://federalists.us9.list-manage.com/track/click?u=a29e6e9c2933956511dfd1e1e&id=8ddc59af33&e=2899a9499b
https://federalists.us9.list-manage.com/track/click?u=a29e6e9c2933956511dfd1e1e&id=8ddc59af33&e=2899a9499b
https://federalists.us9.list-manage.com/track/click?u=a29e6e9c2933956511dfd1e1e&id=8ddc59af33&e=2899a9499b
https://federalists.us9.list-manage.com/track/click?u=a29e6e9c2933956511dfd1e1e&id=8ddc59af33&e=2899a9499b
https://federalists.us9.list-manage.com/track/click?u=a29e6e9c2933956511dfd1e1e&id=8ddc59af33&e=2899a9499b
https://federalists.us9.list-manage.com/track/click?u=a29e6e9c2933956511dfd1e1e&id=26051a95a7&e=2899a9499b
https://federalists.us9.list-manage.com/track/click?u=a29e6e9c2933956511dfd1e1e&id=26051a95a7&e=2899a9499b
https://federalists.us9.list-manage.com/track/click?u=a29e6e9c2933956511dfd1e1e&id=26051a95a7&e=2899a9499b
https://federalists.us9.list-manage.com/track/click?u=a29e6e9c2933956511dfd1e1e&id=9ed28c2945&e=2899a9499b
https://federalists.us9.list-manage.com/track/click?u=a29e6e9c2933956511dfd1e1e&id=9ed28c2945&e=2899a9499b
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                                      Aus unserer Serie: „Das politische Buch“ (1) 

Bemerkungen zum Thema 

„Europa und unsere Identität“ 

„Die Europäische Gemeinschaft und spätere Union versucht seit Langem, eine 
europäische Identität aufzuspüren und sie zu fördern. Dies lässt sich ungefähr 
bis zur Erklärung der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten vom 14. 
Dezember 1973 über eine Europäische Identität zurückverfolgen. Diese galt als 
Ausgangspunkt für die Erweiterung der Integration über die wirtschaftliche 
Ebene hinaus in eine allgemeinpolitische europäische Einigung. Europäische 
Symbole wurden in der EU seit dem Jahr 1983 eingeführt, darunter die 
europäische Flagge sowie die Beethoven-Ode „An die Freude“ als europäische 
Hymne. 

Mitte der 90er Jahre tauchte die Frage nach einer Europäischen Identität im 
Zuge des Maastrichter Vertrags wieder auf. Dieser Vertrag aus dem Jahr 1992 
kann als Leitfaden verstanden werden, mit dem die Integration weiter forciert 
werden sollte. Wichtige Punkte waren die Währungs- und Wirtschaftsunion, 
die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) sowie eine verstärkte 
Zusammenarbeit in der Innen-, Rechts- und Sozialpolitik. Zudem wurde mit 
dem Vertrag von Maastricht die Unionsbürgerschaft eingeführt, durch die jeder 
Staatsangehörige eines Mitgliedsstaates der EU zugleich Unionsbürger ist. Im 
Zuge dieser Entwicklung, der Kompetenzerweiterung der Union sowie den 
wachsenden Herausforderungen im 21. Jahrhundert, wuchs auch die Frage 
nach der Existenz und Möglichkeiten der Herausbildung einer Identität der 
Europäer. 

Im Lissabonner Vertrag taucht der Identitätsbegriff - abgesehen von einer 
Erwähnung der Identität der Kirchen und religiösen Gemeinschaften - nur in 
der Paarung mit dem Begriff der Nation als „nationale Identität“ auf. Im 
Gegensatz zum Vertrag von Maastricht wird eine europäische Identität im 
Vertrag von Lissabon nicht explizit erwähnt, sondern nur in Bezug auf das 
Verhältnis zwischen nationaler Staatsbürgerschaft und Unionsbürgerschaft 
indirekt angesprochen. So heißt es in Artikel 1-10, (1) über die 
Unionsbürgerschaft, sie trete zur nationalen Staatsbürgerschaft hinzu, ohne 
diese zu ersetzen.“ 

(Geisel, Anita: Europäische Identität – Wunsch oder Wirklichkeit? – Universität Augsburg, 200 

                                                                                        



 
19 

 

                                  Gedenktage von besonderer Bedeutung 

März/April 2022 

Auch im März regen uns einige Gedenktage von internationaler Bedeutung 
dazu an, um über wichtige Aspekte unseres Lebens nachzudenken. 

Am 08. 03. begehen wir den „Internationalen Frauentag“, der durch Clara 
Zetkin in Deutschland initiiert und seit 1997 durch eine UNO-Initiative weltweit 
ausgerufen wurde. Clara Zetkin schrieb 13. 03. 1911 in der Zeitschrift „Die 
Gleichheit. Zeitschrift für die Interessen der Arbeiterinnen“: „Der 19. März 
muss zu einem wichtigen Datum in der Geschichte des Kampfes um das 
Frauenwahlrecht werden. Sein Ziel ist Frauenrecht als Menschenrecht, als 
Recht der Persönlichkeit.“ Der 19. März wurde im Zusammenhang mit dem 
Andenken an die revolutionären Ereignisse vom 18. 03. 1848 gewählt. Erst seit 
1921 ist der Frauentag fest am 8. März verankert. 

Bis heute wurde in Bezug auf Gleichberechtigung aller Frauen viel erreicht. Es 
bleibt aber auch aktuell weltweit noch viel zu dafür zu tun! 

Am 11. 03. wird in der Europäischen Union seit 2005 der „Europäische 
Gedenktag für die Opfer des Terrorismus“ begangen. Mit diesem Tag wird 
darauf aufmerksam gemacht, dass die Gefahr des Terrorismus in der Welt auch 
aktuell nicht übersehen werden darf.  

Der 21. O3. ist der „Welttag gegen Rassismus“. Er wurde durch die UNO-
Resolution 2142 im Oktober 1966 eingerichtet und ab 1967 erstmalig 
begangen. Immer wieder gibt es Anzeichen des Rassismus. Auch in den Ländern 
der Europäischen Union stellen wir rassistische Äußerungen und Handlungen 
fest. Sicher, Gedenktage allein beseitigen nicht die Ursachen von Rassismus 
und Terror, aber sie sind ein unterstützendes Element, mit dem die 
Öffentlichkeit aufgerüttelt werden kann.  

Durch einen Beschluss der 28. Tagung der Generalkonferenz der UNESCO 
wurde der 23. 04. zum „Welttag des Buches und des Urheberrechts“, ein Tag 
von enormer Bedeutung für das kulturelle Leben in der ganzen Welt. Ohne 
Bücher, Zeitschriften und Zeitungen ist die kulturelle Entwicklung gefährdet. 
Sicherung des Urheberrechts und Kampf gegen Missbrauch der Presse, 
Auseinander-setzung mit Fakes sichert die Freiheit des Wortes! Information 
und Diskussion zu Buchveröffentlichungen werden in der politischen Bildung 
des Bildungsrolle auch weiterhin eine wichtige Rolle spielen. 
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                           Aus unserer Serie: „Das politische Buch“ (2) 

 

                                         

 

Die von der Friedrich-Ebert-Stiftung in MV am 14. 03. 2022 veranstaltete 
Online-Buchvorstellung griff ein gerade in der heutigen brisanten 
weltpolitischen Situa-tion ein sehr interessantes Thema auf. Die Autorin der 
hier im Bild vorgestellten Veröffentlichung, eine Journalistin und Reporterin mit 
langjähriger Auslands-erfahrung, gab Empfehlungen zum Umgang mit 
Nachrichten, die uns tagtäglich überfluten und meistens negativ sind. Was 
machen negative Nachrichten aus uns? Die überwiegend schlechten 
Nachrichten führen beim Konsumenten häufig zum Ergebnis, dass vermerkt 
wird: Die Welt wird immer schlechter. Nachrichten, die auf das Negative 
fokussiert sind, machen uns hilflos. Wir erhalten das Gefühl, dass wir nichts 
positiv verändern können, so werden wir passiv und wenden uns von den 
gesellschaftlichen Prozessen ab. Hilflosigkeit und Angst, die wir entwickeln, 
greifen auf andere in unserer Umgebung über. Dass es uns durch 
Problemnachrichten uns selbst schaden, merken wir zumeist gar nicht, aber wir 
leiden zunehmend unter mentalen und körperlichen negativen Auswirkungen. 
Was muss sich ändern? Von großer Bedeutung ist ein „konstruktiver 
Journalismus“ in allen Medien, der sich nicht auf die reine Wiedergabe von 
Problemen beschränkt, sondern der uns erste Lösungsansätze bietet.  
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Vielfache Untersuchungen haben gezeigt, dass Berichte über Probleme und 
Schlechtigkeiten in der Gesellschaft zwar wichtig sind, aber sie sollten auch 
einen ersten Hinweis geben, was man als eventuellen Lösungsweg annehmen 
könnte.  Erst dann werden wir in der Lage sein, positive Gedanken zu 
entwickeln, die uns helfen, die Welt zu verstehen. Dann erst beginnt der 
Prozess, durch den an die Stelle von Angst und Hilflosigkeit eine positive 
Verarbeitung von negativen Situationen treten kann und die Voraussetzung 
entsteht, eigene, wenn auch vielleicht kleine Aktivitäten zur Veränderung 
entwickeln. Wir suchen doch eigentlich instinktiv nach dem ersten machbaren 
Schritt in Richtung von Verbesserungen. Politische Bildung sollte auf allen 
Ebenen in die gleiche Richtung arbeiten, nämlich nach Lösungen suchen, 
Lösungsmöglichkeiten bewusst machen, um sie in Handeln umsetzen zu 
können.  

Natürlich muss man auch die Grenzen eines solchen Verfahrens sehen. Wenn 
ich selbst keine Antriebe zur Veränderung negativer Situationen besitze und 
entwickele, dann interessieren mich auch keine Lösungsansätze. Dann bleibe 
ich in Passivität und Desinteresse eingeschlossen. Hinzu kommt, dass wir oft zu 
schnell sichtbare Ergebnisse eigener Aktivitäten erwarten und dadurch eine 
gewisse Ungeduld entwickeln. Uns muss bewusst bleiben, das gesellschaftliche 
Entwicklungsprozesse sowohl in großen als auch in kleinen Fragen in der Regel 
einen langwierigen Verlauf benötigen.  

Die über 40 Hörer und Diskutanten zum Buch von Frau Wurmb-Seidel waren 
von der begründeten Konzeption ihres Buches beeindruckt und dankten für 
Hilfestellungen und Anregungen, die uns helfen können, aus einer mehr oder 
weniger ausgeprägten Ohnmachtssituationen herauszukommen. 

Dank sei auch dem Moderator des Online-Meetings, dem Leiter der FES in MV, 
Frederic Werner, für seine Führung durch die Veranstaltung. 

Berichterstatter: Joachim Gasiecki 
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Teil II: 

Informationen aus dem Trägerverein 
Landesverband der EUD in MV 

_________________________________________________________________ 

Beschluss des Präsidiums der Europa-Union 

Deutschland und des Bundesvorstandes der Jungen 

Europäischen Föderalisten Deutschland vom 

01.03.2022 

_____________________________________________   

 

Solidarität mit der Ukraine  

Europa-Union Deutschland und JEF Deutschland verurteilen den Angriffskrieg 
des russischen Präsidenten, Wladimir Putin, auf das Schärfste. Wir stehen 
solidarisch an der Seite der Ukraine und ihrer Bevölkerung, über die dieser 
Krieg unsägliches Leid bringt, sowie auch all derjenigen, die sich in Russland 
und Belarus für Frieden, Demokratie und Freiheit einsetzen. Nicht erst jetzt, 
aber in neuer Intensität, greift der russische Präsident mit diesem Krieg auch 
die Friedens- und Sicherheitsordnung in Europa an, die auf den Prinzipien der 
UN-Charta, des weiteren Völkerrechts und der Europäischen Menschen-rechts-
konvention beruht. Unter keinen Umständen dürfen dieser Angriffskrieg und 
die Unfreiheit sowie der Bruch des Völkerrechts, für die er steht, erfolgreich 
sein. Denn auch in anderen Regionen, beispielsweise dem Westbalkan, sind 
Putin und seinesgleichen aktiv. Putins Krieg muss, zuvorderst zum Schutz und 
zur Unterstützung der Menschen in der Ukraine, eine entschlossene Antwort all 
jener Staaten zur Antwort haben, die sich den Prinzipien des Friedens, der 
Freiheit, der UN-Charta und der Menschenrechtskonvention verpflichtet sehen. 
Es braucht eine eindeutige, schnelle und harte Reaktion gegen Wladimir Putin 
und sein Machtsystem und gleichzeitig eine schnelle, unkomplizierte und 
effektive Unterstützung der Ukraine und ihrer Bevölkerung. Wir unterstützen 
die bisher getroffenen Maßnahmen der deutschen Bundesregierung, der 
Europäischen Union und der NATO. 
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Presseerklärung des Landesvorsitzenden der Europaunion MV am 
28.02.2022 

Vor wenigen Tagen hat der russische Präsident Putin den Befehl zum Einmarsch 

seiner Truppen in die Ukraine gegeben. Die Europa Union MV verurteilt diesen 

Angriffskrieg auf das Schärfste. Er widerspricht der UN-Charta, der 

Europäischen Menschenrechtskonvention und der Schlussakte von Helsinki.  

Dieser Krieg bringt unsägliches Leid über die Ukraine, ihre Bevölkerung und alle 

beteiligten Soldaten und gefährdet die europäische Friedens- und 

Sicherheitsordnung.   

Die Europa Union MV setzt sich für eine breite Unterstützung der Ukraine ein.  

Dazu gehört insbesondere auch die Entscheidung, über einen Beschluss des 

Rates der Europäischen Union einer großen Anzahl von Flüchtlingen aus der 

Ukraine vorübergehenden Schutz zu gewähren (vgl. § 24 Aufenthaltsgesetz). 

Es ist beeindruckend, wie Europa in dieser Situation zusammensteht und 

insbesondere in Außen- und sicherheitspolitischen Fragen mit einer Stimme 

spricht.  

Robert Dr. Robert Northoff, MdL 

 

Beschluss des Landesvorstandes der EUD-MV: 

Der Einmarsch Russlands in die Ukraine – eine eklatante Verletzung des 
Völkerrechtes! 

 

Der auf Befehl Putins erfolgte Einmarsch Russlands in die Ukraine stellt einen 

der bedeutendsten Verstöße des Völkerrechts seit Ende des zweiten Weltkriegs 

dar. Russland hat ohne Anlass ein friedliches Nachbarland überfallen und 

dessen Bevölkerung in schreckliches Leid gestürzt. 

Der Angriff auf die Ukraine ist auch ein Angriff auf die europäische und 

internationale Friedensordnung. Eine erfolgreiche und konsequenzlose 

Eroberung der Ukraine würde einen gefährlichen Präzedenzfall schaffen, der 

ein fatales Signal an alle Autokraten senden würde. 

 

Die Bundesregierung muss daher, gemeinsam mit ihren Verbündeten, alle 

Anstrengungen unternehmen, um den Angriff Russlands zu stoppen oder 

wenigstens einzudämmen.  
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In jedem Fall muss die Bundesregierung gemeinsam mit den Verbündeten 

sicherstellen, dass die russische Führung um Putin für den Angriff zur 

Rechenschaft gezogen wird. 

 

Der Landesvorstand der Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern fordert 

daher die Bundesregierung auf: 

- Gemeinsam mit unseren Verbündeten darauf hinzuwirken, dass die bisher 

gegen Russland verhängten Sanktionen aufrechterhalten werden bis die 

russische Regierung einlenkt. Sollten die bisherigen Sanktionen nicht genug 

Wirkung zeigen, sollte die Verhängung weiterer Sanktionen erwogen werden. 

Sanktionen sollten nicht alleine aus dem Grund ausgeschlossen werden, weil 

sie auch Deutschland schaden; 

- die ukrainische Regierung weiterhin mit zivilen Mitteln und - in 

Übereinstimmung mit Art 51 der Charta der Vereinten Nationen der Lieferung 

von Waffen, Munition und militärischer Ausrüstung in ihren Anstrengungen zu 

unterstützen, den russischen Angriff abzuwehren; 

- zeitgleich weiter gemeinsam mit unseren Verbündeten mit diplomatischen 

Mitteln zu einer Lösung zur schnellstmöglichen Beendigung des Krieges und der 

Menschenrechtsverletzungen beizutragen; 

- gemeinsam mit unseren Verbündeten die Aufnahme und Versorgung aller 

vom Krieg in die Nachbarländer Geflüchteten, unabhängig von ihrer 

Nationalität und Religion, sicherzustellen, sowie alle Anstrengungen zu 

unternehmen, das Leid der vom Krieg betroffenen Menschen in der Ukraine zu 

mildern und humanitäre Katastrophen zu verhindern; sowie 

- In Abstimmung mit unseren internationalen Partnern und im Rahmen einer 

breiten nationalen Debatte ganzheitliche friedenspolitische Konzepte zu 

entwickeln, die über die bloße Verteidigungspolitik hinausgehen. 

 

Daneben fordern wir die Landesregierung, die Landkreise und kreisfreien 

Städte des Landes Mecklenburg – Vorpommern zu weiterer Solidarität mit der 

Ukraine auf.  

Viele Kommunen des Landes pflegen Partnerschaften mit ukrainischen 

Kommunen. Diese kommunalen Verbindungen sollten genutzt werden, um 

unseren Partner*innen in der Ukraine unsere Solidarität zu erklären und 

Unterstützung für die aus diesen Kommunen fliehenden Menschen anzubieten. 
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Auch Beziehungen zu friedliebenden Russinnen und Russen in Russland und 

Deutschland können uns dabei helfen. Begegnungen zwischen Menschen, 

Wissenschaft und Kultur können dabei Brückenbauer für eine spätere friedliche 

gemeinsame Zukunft sein. 

Wir unterstützen die Bemühungen der Ukraine, Mitglied der Europäischen 

Union zu werden. 

 

 

                                                                #### 

 

Beschluss des gemeinsamen Bundesausschusses der Europa-

Union und der Jungen Europäischen Föderalisten vom 

12.03.2022 
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Der Angriffskrieg Putins auf die Ukraine – eine Zeitenwende 

für die EU 

Die Europa-Union Deutschland und Jungen Europäischen Föderalisten Deutsch-
land verurteilen den Angriffskrieg des russischen Präsidenten, Wladimir Putin, 
auf das Schärfste. Wir stehen solidarisch an der Seite der Ukraine und ihrer 
Bevölkerung, über die dieser Krieg unsägliches Leid bringt, sowie auch all der-
jenigen, die sich in Russland und Belarus für Frieden, Demokratie und Freiheit 
einsetzen. Die Gräuel des Krieges und das unermessliche Leid der Menschen in 
der Ukraine sind ein erneuter Tiefpunkt in der europäischen Geschichte und ein 
Rückschlag in den Bemühungen um eine dauerhafte Friedensordnung in 
Europa. Vor mehr als 70 Jahren haben sich mutige Frauen und Männer auf den 
Weg gemacht, nach den Schrecknissen zweier Weltkriege und des Nazi-Terrors 
ein neues Europa zu aufzubauen. Diese „vertiefte Gemeinschaft unter Völkern 
(…), die lange Zeit durch blutige Auseinandersetzungen entzweit waren“, wie es 
im Vertrag zu Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
von 1952 hieß, ist auf der Anerkennung der Freiheit und der Selbstbestimmung 
der Völker, von Demokratie und Menschenrechten gegründet. Der Angriff 
Putins auf die Ukraine ist eine Absage an alles, wofür die europäische Idee 
steht, und daher eine Zeitenwende für Europa. Dieser Krieg ist ein Krieg gegen 
alle Menschen in Europa, die in Frieden leben wollen, und auch gegen eine 
liberale Weltordnung, die Demokratie und den Frieden in Europa und der Welt.  

Der Krieg bedeutet vor allem eine humanitäre Krise für alle Menschen in der 
Ukraine und daher müssen wir vornehmlich diesen Menschen jetzt helfen. Der 
Schrecken des Krieges in der Ukraine macht andererseits die Notwendigkeit für 
die Weiterentwicklung und Stärkung der EU umso dringlicher. Langfristig 
bedeutet er, dass wir unsere europäische Friedens- und Sicherheitsordnung 
umgestalten müssen. Mit dem Angriffskrieg Russlands werden die Bündnis- 
und Zukunftsinteressen vieler europäischer Staaten neu geordnet: sie sehen 
ihre Zukunft jetzt noch viel mehr in der EU. Die EU als zentrale 
Friedensorganisation muss daher auch der Ukraine, Georgien und der Republik 
Moldau eine realistische Beitrittsperspektive eröffnen. Außerdem müssen die 
Staaten auf dem Westbalkan, die bereits den Status eines Beitrittskandidaten 
oder potenziellen Beitrittskandidaten innehaben, gerade jetzt noch stärker an 
die europäischen Strukturen angebunden werden, um in absehbarer Zeit eine 
realistische Beitrittsperspektive zu erhalten.  

Der Krieg mitten in Europa führt uns Bürgerinnen und Bürgern in der EU erneut 
vor Augen, dass der Zustand des friedlichen und konstruktiven Miteinanders 
keine Selbstverständlichkeit ist, sondern immer wieder neu errungen werden 
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muss. Frieden, Freiheit, Demokratie und Menschenrechte können am besten 
durch eine starke und handlungsfähige Europäische Union geschützt und 
bewahrt werden. Im Hertensteiner Programm von 1946 heißt es „Nur die 
Europäische Union wird in der Lage sein, die Unversehrtheit des Gebietes und 
die Bewahrung der Eigenart seiner Völker, größer oder kleiner, zu sichern.“ 

Vor diesem Hintergrund fordern die Europa-Union Deutschland und die Jungen 
Europäischen Föderalisten Deutschland:  

- die zügige Prüfung weiterer Sanktionen gegen den russischen Aggressor, um 
dessen Ressourcen zeitnah zu erschöpfen  

- die Fortsetzung der Bemühungen um eine Waffenruhe und echte 
Friedensverhandlungen auf allen Ebenen und mit aller Intensität;  

- humanitäre Hilfe vor Ort, Flüchtlingsaufnahme und eine Lebensperspektive 
für die geflüchteten Menschen in Europa;  

- weitere finanzielle Hilfen und Waffen-lieferungen an die Ukraine;  

- eine enge politische Zusammenarbeit mit den legitim gewählten Regierungen 
der Ukraine, der Republik Moldau und Georgien für eine glaubwürdige EU-
Beitrittsperspektive dieser Länder sowie für deren Anbindung an die 
europäische Wertegemeinschaft. Die sofortige Prüfung zur Aufnahme von 
Beitrittsverhandlungen durch die Europäische Kommission soll Priorität haben, 
um realistische Wege für diese Perspektive zu finden.  

- die Entwicklung und Umsetzung eines konkreten Plans zur zeitnahen 
Integration der Ukraine in weitere EU-Programme, zur schrittweisen Teilnahme 
am Binnen-markt und der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie 
zur engeren Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres;  

- die Entwicklung eines Wiederaufbauplans einschließlich eines EU-Fonds für 
die Ukraine für die Zeit nach dem Krieg;  

- Anklage aller Verantwortlichen dieses Angriffskrieges vor dem Internationalen 
Gerichtshof in Den Haag;  

- die Russische Föderation soll die Opfer dieses Angriffskrieges entschädigen;  

- weitere Verfolgung der Ziele: Mehrheitsentscheidungen in der Außenpolitik, 
Stärkung des Außenbeauftragten (Vertretung bei den VN etc.) und des 
Europäischen Auswärtigen Dienstes EAD, schrittweise Schaffung einer echten 
Verteidigungsunion, erster Schritt gemeinsame Beschaffung aller Waffen-
systeme (in enger Abstimmung mit der NATO), Stärkung des Europäischen 
Parlaments etc.  
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- die Stärkung der gemeinsamen Sicherheitspolitik durch einen europaweit 
koordinierten Ausbau militärischer Kapazitäten mit kompatiblen Systemen, die 
den Übergang zu gemeinsamen Einsätzen erleichtern;  

- massive europaweite Investitionen in die Entwicklung von Energie-
speichertechnologien, um mittelfristig die Abhängigkeit von Öl- und Gas expor-
tierenden Staaten zu erreichen;  

- die Schaffung eines Gemeinsamen Asylsystems mit solidarischem 
Verteilungsmechanismus und gemeinsamen Verfahren und Grenzmanagement;  

-     eine Initiative für eine globale Koalition der Demokratien.  

 

________________________________________________________ 
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